GEMEINDE BODENHEIM

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
Bebauungsplan

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN §9 BauGB
ART DER BAULICHEN NUTZUNG §9 (1) Nr. 1 BauGB

SPORT- UND GEWERBEANLAGE BURGEL 1'

1. Anderung

BEBAUUNGSPLAN § 9 BauGB
GRUNORDNUNGSPLAN § 9 (1) NR. 15, 20 + 25 BauGB

LEGENDE

Die Eintragungen zur Art der baulichen Nutzung in die Nutzungsschablonen (vgl.
Planzeichnung) bedeuten:

GEWERBEGEBIET § 8 BauNVO i.V.m. § 1 (4, 5und 9) BauNVvO
Allgem ein zuldssig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und éffentliche Betriebe,
2. Geschafts-, Blro und Verwaltungsgebaude,

3. Anlagen flr sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:

1. Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie flr Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegentber in
Grundflache und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

3. Vergnligungsstatten.
Unzul&ssig sind:

1. Tankstellen,
2. Einzelhandelsbetriebe mit folgenden zentre nrelevanten Sortimenten:

- Nahrungs- und Genussmittel

- Orthopadische und medizinische Waren
- ParfiUmeriewaren

- Drogeriewaren und Apotheken

0,8 MAX. ZULASSIGE GRUNDFLACHENZAHL GRZ (§ 16 BauNVO) - Textilien
R OFFENE BAUWEISE (§ 22 (1+2) BauNVO) - Bekleidung und Bekleidungszubehér
0.8 . .. - Uhren, Schmuck
’ TH ZULASSIGE TRAUFHOHE (IN METER) - Foto, Optik
7 TH=max  100m | FH ZULASSIGE FIRSTHOHE (IN METER) - Hausrat, Glas, Porzellan
0,8 0]
L4AI FH=max. 125m - Unterhaltungselektronik und Zubehor
066/071 TH=max 100m EINTRAGUNGEN IN DER NUTZUNGSSCHABLONE NUR BEISPIELHAFT - Inform ationstechnologie
FH=max.  125m - Telekommunikation
: ' - Zeitungen und Zeitschriften
- Bucher, Schreib- und Papierwaren
- Kunst und Antiquitaten
UBERBAUBARE / N|CHT UBERBAUBARE GRUNDSTUCKS_ - Schnittblumen und Blumenbindereierzeugnisse
A - Sportartikel und Sportbekleid
LiAl X1 g2l FLACHEN UND STELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN porartixe’ ind Sporibeiielcung )
066/071 2 0721079 - Handelswaffen, Munition, Jagd- und Angelgerate
(§ 9 (1) Nr- 2 BaUGB) - Musikinstrumente und Musikalien
» .. . MASS DER BAULICHEN NUTZUNG / ZULASSIGE HOHE DER BAUKOR-
- ” UBERBAUBARE FLACHE IM GEWERBEGEBIET PER §9 (1) Nr. 1 BauGB I.V.M. §§ 16 bis 20 BauNVO
2 BAUGRENZE (§ 23 BauNVO) Ft‘.‘lrdie. Eintragunggn zur First- und Traufhéhe in die Nutzungsschablonen (vgl.
« 11 Planzeichnung) gilt:
Die ,Firsthéhe' (FH) wird definiert als das senkrecht gemessene Mall vom unteren
Bezugspunkt bis zur Héhe der Oberkante des Firsts an der héchsten Stelle.
Soweit fur zulassige Nutzungen und Anlagen aus dringenden betrieblichen Griin-
den Sonderbauwerke, -bauteile oder technische Aufbauten (Hinweis: z.B. Silos,
A A_ Flutlichtmasten, Abgas- oder Abluftanlagen oder Antennen) mit gréReren als den
VERKEHRSFLACHEN UND ANSCHLUSS ANDERER FLA zulassigen Héhen erforderlich sind, so darf fir diese Teile ausnah msweise eine
CH EN AN DlE VERKEHRSFLACH EN (§ 9 (1) NI’. 1 1 BauGB) Uberschreitung der Héchstwerte zugelassen werden. Diese Aufbauten diirfen da-
bei in der Summe ihrer Grundflachen lediglich einen deutlich untergeordneten Teil
e = der Grundflache des Gebaudes ausmachen und missen den Gbrigen Baukdrpern
2
. STRASSENVERKEHRSFLACHE in ihrer Masse sehr deutlich untergeordnet sein.
1 = Die ,Traufhéhe’ (TH) wird definiert als das auf der Mitte der zur angrenzenden er-
54 55 VERKEHRSFLACHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG schlieRenden o6ffentlichen Verkehrsflache orientierten Gebaudeseite gemessene
1 56 . maf vom unteren Bezugspunkt bis zur Schnittlinie der AuRenflachen der Wand mit
2 ZWECKBESTIMMUNG: der DachauRenhaut bei geneigten Dachern oder bis zum oberen Abschluss der
VERKEHRSGRUN Wand bei Flachdachern als oberen Bezugspunkt. Bei Pultdachern gilt das niedrigs-
te MalR. Bei Vorspringen in der Dachflache gilt das héchste MalR3.
© veww BEREICH OHNE EIN- UND AUSFAHRT Fur die Bestimmung der First- und Traufhéhen gilt als unterer Bezugspunkt die
Héhe der Oberkante der angrenzenden erschliellenden &ffentlichen Verkehrsfla-
PG 43 che an der Stralenbegrenzungslinie, gemessen in der Mitte des Grundsti cks.
BR 3
1§1 BAUWEISE § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO
" w Furdie Eintragungen zur Bauweise in die Nutzungsschablone qilt:
> RUNFLACHEN 1)Nr.15B B
G U C (§ 9 ( ) 5 aUG ) Die abweichende Bauweise wird gemal § 22 (4) BauNVO festgesetzt: Die Gebau-
150 . . .. de sind mit seitlichen Grenzabstédnden gem&R Landesbauordnung zu errichten. Die
3 151 OFFENTLICHE GRUNFLACHE zuléssige Lange der Gebaude ist nicht begrenzt.
4 @ . " . " "
ZWECKBESTIMMUNG: FLACHEN FUR NEBENANLAGEN SOWIE FUR STELLPLATZE UND
RETENTIONSRAUM GARAGEN §9(1)Nr.4 BauGBiV.m. § 12 (6) + § 14 (1) BauNVO
Im gesamten Geltungsbereich sind Garagen gemal § 12 BauNVO und Nebenan-
'3 } GE } PRIVATE GRUNFLACHE !Zaugl;ggs?gemérs § 14 BauNV O nur innerhalb der uberbaubaren Grundstucksflachen
P A . '
:W 3 ) ZWECKBESTIMMUNG: Stellplatze sind auch aulRerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen zulassig.
[EW] EXTENSIVER WIESENSTREIFEN FLACHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ,ZUR PFLEGE UND
- BAUMREIHE ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
LR PG §9(1)Nr. 20 BauGB
| GE BR Fristsetzungen
Die festgesetzten Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft sind spatestens 1 Jahr nach Fertigstellung der bauli-
. . chen Anlagen herzustellen, durch fachgerechte Pflege standortgerecht zu entwi-
7 FLACHEN FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE ckeln und dauerhaft zu erhalten.
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LAND- RR — Retentionsraum
Auf den im Plan als Retentionsraum — RR festgesetzten Flache fur Malinahmen
121 SCHAFT (§ 9 (1) Nr' 20 BaUGB) zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind
naturnah ausgefihrte Entwasserungsmulden zur Ruckhaltung, verzégerten Ablei-
tung und Versickerung von Niederschlagswasser aus dem angrenzenden Gewer-
: FLACHEN FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ. ZUR PFLEGE UND begebiet herzustellen. Die Flachen sind als extensive Wiese gemalf textlicher
' Festsetzung zu Extensive Wiese — EW zu entwickeln. Weiter sind pro 100 m225
ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT Straucher sowie 3 Baume 2. Ordnung als Hochstamm zu pflanzen und dauerhaft
ZWECKBESTIMMUNG: 2u erhalten.
Private Griinfldchen
RETENTIONSRAUM Auf allen Privaten Grinflachen ist die Versickerung von Niederschlagswasser lber
116 die belebte Bodenzone unter Ausbildung von naturnah ausgefihrten Entwéasse-
20 rungsmulden zulassig.
Private Griinfliche — Extensive Wiese (EW)
14 Die im Plan als Extensive Wiese — EW festgesetzte Private Grunflache ist als ex-
19 A tensives Grinland zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Sie ist mit einer stand-
ANPFLANZUNG UND ERHALTUNG VON BAUMEN ortgerechten, artenreichen Gras-Kraut-Mischung anzuséaen. Als Pflege der Wiesen-
UND STRAUCH ERN (§ 9 (1 ) Nr. 25 a+b BaUGB) flache ist eine erste Mahd ab Ende Juni und eine zweite Mahd ab Ende Septem ber
5977 zulassig.
Flur 18 ‘ ANPFLANZUNG VON BAUMEN (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) Private Griinfliche — Baumreihe (BR)
Auf derals Baumreihe — BR festgesetzten Privaten Grinflache sind heimische
SL3Al Laubbaume der 1. Ordnung gemaR Anhang | — Pflanzlisten und Pflanzqualitaten in
056/056 der dargestellten Anzahl zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Von den im Plan
festgesetzten Pflanzstandorten ist eine maximale Abweichung von 2,00 m zulassig.
Ausfiihrung von Stellplatzen
SONSTIGE PLANZEICHEN Stellplatze fur PKW sind mit wasserdurchlassigen offe nfugigen Belagen, z.B. Ra-
. sengittersteine, breitfugiges Pflaster, Schotterrasen, Rasenfugen- oder Porenpflas-
- GRENZE DES RAUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES ter, auszufihren.
(§ 9 (7) BauGB) )
MIT GEH-, FAHR-UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLA-
LAl , oo ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNG / BAUWEISE CHEN (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)
066/067
3 (§ 16 (5) BaUNVO) Die gemafl Planzeichnung mit einem Leitungsrecht zu belastende Flache wird zu-
2 ten des Wirtschaftsbetriebes Mainz belastet.
TEET MIT LEITUNGSRECHTEN ZUGUNSTEN DES WIRTSCHAFTS- grinsten des THirscnatisbetiehes Malliz belaste
= BETRIEBS MAINZ ZU BELASTENDE FLACHEN ANPFLANZEN VON BAUMEN, STRAUCHERN UND SONSTIGEN BE-
63 @ (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) PFLANZUNGEN § 9 (1) Nr. 25a BauGB
. 7y VERMASSUNG IN METERN (MASSANGABE NUR BEISPIELHAFT) Pflanzbestimmung fiir nicht iiberbaubare Grundstiicksflachen
Im gesamten Geltungsbereich sind die nicht Gberbaubaren Grundstlcksflachen mit
Ausnahme von Einfahrten, Zugangen und Stellplatzen zwischen Stralenbegren-
zungslinie und Baugrenze (Vorzonen) als Rasenflachen mit Baum- und Busch-
gruppen gartnerisch anzulegen. Pro 200 m? dieser Flachen ist mindestens ein
Baum 1. oder 2. Ordnung sowie 10 Straucher zu pflanzen.
5 NACHRICHTLICHE DARSTELLUNG Begriinung von Parkplatzen auf privaten Grundstiicken
? Stellplatze fur Kraftfahrzeuge auf den Grundsticken sind mit Baumen zu Uberstel-
2 7 VORHANDENE KATASTERGRENZE len. Pro sechs Stellplatze ist mindestens ein Baum 1. Ordnung mit einer Pflanz-
. scheibe von mindestens 4 m? zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Pflanz-
222 FLURSTUCKSNUMMER  (FLURSTUCKSNUMMER NUR BEISPIELHAFT) scheiben sind mit einheimischen Bodendeckern oder Stauden zu bepflanzen.

Fassadenbegriinung

Fassadenflachen, die auf einer LAnge von 5 m keine Fenster-, Tor- oder Turdff-
nunge n enthalten, sind je angefangene 5 m mit mindestens einer Kletterpflanze zu
bepflanzen. Bei nicht selbst klimmenden Pflanzen sind Rankgerlste als Kletterhilfe
anzubringen.

Pflanzenauswahl und sonstige gemeinsame Bestimmungen

Furalle voran stehenden Pflanzvorschriften sind die Arten und Pflanzqualitaten
gemaR Artenliste im Anhang zu verwenden. Die Anpflanzungen sind fachgerecht
zu pflegen und dauerh aft zu erhalten. (Hinweis: Die Abstandsbestimmungen des

Landesnachbarrechtsgesetzes sind zu beachten)

Sollten Baumpflanzungen absterben, muss an gleicher Stelle oder im unmittelbar
angrenzenden Umfeld erneut ein Baum geman Artenliste im Anhang gepflanzt
werden.

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN
§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88LBauO

1.

2.

AUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN (§ 88 (1) Nr.1
LBau O)

1.1. DACHGESTALTUNG (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO)

Bei Gebauden mit geneigten Dachern sind nur Dachneigungen bis maximal
40° zulassig.

1.2. Werbeanlagen im Gewerbegebiet (§ 88 (1) Nr.1 LBauO)

Anzahl
Werbeanlagen sind nuran der Statte der Leistung zulassig. lhre Gesamtzahl
ist auf maximal drei Anlagen pro Betrieb beschréankt. Zuséatzlich kann eine wei-

tere gemeinschaftliche Werbeanlage als Standwerbeanlage oder Pylon an der
Gebietszufahrt errichtet werden.

Bestimmungen zu Werbeanlagen am Gebédude

Werbeanlagen an Gebauden dirfen den héchsten Punkt der Ge bdude nicht
Uberschreiten. MaRRgeblich fliir den héchsten Punkt der Gebaude ist die Ober-
kante des Gebaudes oder der baulichen Anlagen einschlieRlich aller Ko nstruk-
tionen des Dachaufbaus. Technische Aufbauten dirfen nicht zur Bestimmung
des hdchsten Punktes herangezogen werden.

Bestimmungen fiir freistehende Werbeanlagen

Werbeanlagen, die unabhangig von Gebauden, jedoch auf dem Grundstick
der Leistung errichtet werden, durfen eine Héhe von 7,0 m, gemessen Uber
dem tatsachlichen Gelande nicht Uberschreiten. Aufschittungen fir Werbean -
lagen sind nicht zulassig.

Es darf maximal eine freistehende Werbeanlage als Standwerbeanlage oder
Pylon errichtet werden. Hierbei ist eine maximale Héhe von 9,0 m zulassig.

Sonstige Vorschriften

Lichtwerbungen mit wechselndem, bewegtem oder laufe ndem Licht sind nicht
zulassig.

GESTALTUNG DER NICHT UBERBAUTEN GRUNDSTUCKSFLACHEN
(§ 88 (1) NR. 3 LBAUO)

2.1. Gestaltung der nicht iiberbauten Grundstiicksflachen und Vorzo-
nen sowie Abgrabungen

Die nicht uberbauten Grundstlcksflachen sind landschaftsgartnerisch anzule-
gen und dauerhaft zu pflegen, soweit nicht betriebliche Belange entgegen ste-
hen. Die Bestimmungen der planungsrechtlichen Festsetzungen sind parallel

zu beachten.

2.2. Einfriedungen der Baugrundstiicke

Fur die Einfriedung der Grundstiucke sind nurlebende Hecken und Zaune bis
2,0 m Hoéhe zulassig. Soweit diese aus Drahtzaun bestehen, sind sie in frei-
wachsenden Pflanzungen oder geschnittenen Hecken einzufligen.

Einfriedungen in anderer Ausfiilhrung, z. B.: Gitterzaune, sind zulassig, wenn
sie durch kletter- bzw. Rankpflanzen und/o der direkt vorgelagerte Pflanzungen
flachendeckend begrunt werden.

2.3. Einfriedungen der Privaten Griinfliche — Extensiver Wiesenstreifen
(§ 88 (1) Nr. 3 + 7 LBauO)

Die Einfriedung der Privaten Grinflache — Extensiver Wiesenstreifen ist nur
mit Zaunen bis 2,0 m Héhe zulassig. Schachtdeckel missen vom angrenzen-
den Wirtschaftsweg frei zuganglich bleiben. In die anderen Richtungen mis-
sen Einzdunungen einen Mindestabstand von 2 m zur Schachtdeckelmitte
einhalten.

C. HINWEISE AUF SONSTIGE GELTENDE VORSCHRIFTEN

1.

2.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

Funde missen gemal Denkmalschutzgesetz unverziuglich gemeldet werden

(§ 17 DSchG).

GemanR § 202 BauGB ist Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vernichtung und Vergeudung zu schitzen.

Nahere Ausfihrungen zum Vorgehen enthalt DIN 18 915 bezlglich des Bodenab-
trags und der Oberbodenlagerung.

Far die Bepflanzung ist der elfte Abschnitt des Nachbarrechtsgesetzes fur Rhein -
land-Pfalz Grenzabsténde fir Pflanzen’ zu beachten.

Der neunte Abschnitt des Nachbharrechtsgesetzes flr Rheinland-Pfalz Einfriedun-
gen’ ist zu beachten.

Die Anforderungen an den Baugrund gemani DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124 sowie
DIN EN 1997-1 und -2 sind zu beachten.

Bei Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18915 zu beachten.

Far die Verlegung unterirdisch er Elektrizitatsleitungen sind laut DIN 1998 vorgese-
hene Trassenrdume freizuhalten.

Bei der Installation von Brauchwasseranlagen im Haushalt sind die technischen
Regeln, hier insbesondere die DIN 1986 sowie die DIN 1998 und DIN 2001 zu be-
achten. Es dirfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden.
Samtliche Brauchwasserleitungen im Gebaude sind mit der Auf-
schrift/Hinweisschild ,Kein Trinkwasser* zu kennzeichnen. Der Trager der Wasser-
versorgung sollte Uber die Planungen informiert werden. Geman TrinkwV ist fir
Regenwasseranlagen in Haushalten gegeniber dem Gesundheitsamt eine Anzei-
genpflicht gege ben.

Die Anforderungen an den Schallschutz gemaf DIN 4109 sowie VDI-Richtlinie
2719 sind zu beachten.

Sollten sich, insbesondere bei BaumalRnahmen, Erkenntnisse Uber abgelagerte
Abfalle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit umweltgefahrlichen
Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdéachtige Beeintrachti-
gungen der Bodenfunktion wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtun-
gen oder —erosionen /Verdachtsflachen bzw. schadliche Bodenveranderungen) er-
geben, ist die SGD Sud, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bo-
denschutz, Mainz umgehend zu informieren.

Die Abstande zwischen Baumpflanzungen und Versorgungsleitungen sind gemaf
,Merkblatt Uber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen’
der Forschungsgesellschaft fur Straen- und Verkehrswesen bzw. der DVGW
Richtlinie GW 125 zu berlcksichtigen.

Die technische Mitteilung Merkblatt W 331 vom Novem ber 2006 (Auswahl, Einbau
und Betrieb von Hydranten) des DVGW-Regelwerks sowie die Technischen Regel
Arbeitsblatt W 400-01 vom Oktober 2004 (Wasserleitungsanlagen —-TRWV-Teil1:

Planung) des DVGW-Regelwerks und die Technischen Regel Arbeitsblatt W 405
vom Februar 2008 (Bereitstellung von Léschwasser durch die éffentliche Trinkwas-

serversorgung) des DVGW-Regelwerks sind zu bert cksichtigen.

Im Sinne der vorbeugenden Gefahrenabwehr wird erganzend auf die §§ 7 und

15 der LBauO Rheinland-Pfalz verwiesen.

Nach § 2 (2) Landeswassergesetzi. d. F. v. 18.12.2001 soll das Niederschlags-
wasser der privaten Grundstiicke (Dachentwéasserung usw.) als Brauchwasser
verwertet oder Uber die belebte Bodenflache versickert werden.

Das Niederschlagswasserist in Gelandemulden Uber die belebte Bodenzone oder
je nach értlicher Situation in Rigolen zu versickern, diese Frage istim Rahmen des
Entwasserungsantrags zu klaren.

Bei der Planung von Versickerungsanlagen sind die Vorgaben im DWA-Arbeits-
blatt A 138 zu be achten.

Flrden Einbau von Rigolen ist nach § 27 LWG eine wasserrechtliche Erlaubnis
bei der Unteren Wasserbehérde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen einzuholen.
Bei jedem Gewerbebetrieb sollte ge prift werden, ob aufgrund der Menge und Ver-
schmutzung des Abwassers vor Einleitung in das éffentliche Kanalnetz mit zentra-
ler Klaranlage, entsprechende Vorbehandlungsanlagen (ge nehmigungspflichtig
gem. § 60 (3) WHG odergem. §60 4)WHGIi.V.m. § 54 LWG - ab 8 m?®/d) vorzu-
schalten sind.

Das Einleiten von Abwasser in &ffentliche Abwasseranlagen, die der Beseitigung
von gewerblichen Abwasser dienen, bedarf der Genehmigung durch die SGD Sud
nach § 59 WHG, soweit an das Abwasserin einer Rechtsverordnung nach § 23 (1)
Nr. SWHG i.V.m. § 57 (2) WHG Anforderungen fir den Ort des Anfalls des Ab-
wassers oder vor seiner Vermischung festgelegt sind. Die Freistellung von der Ge-
nehmigungsbedirftigkeit ist durch die zustadndige Behdérde gem. § 59 (2) WHG
maoglich.

D. EMPFEHLUNGEN

1.

DACHBEGRUNUNG

Es wird empfohlen, Gebaude mit Flachdachern oder flach ge neigten Dachern mit
einer GroRe von mehr als 20 m2zu mindestens 75 % intensiv oder extensiv zu be-
grinen. Bei extensiver Begrinung sollte die Dachflache mit mindestens 8 cm eines
kulturfahigen Substrats versehen werden.

VERMINDERUNG DES ABZULEITENDEN NIEDERSCHLAGSWASSERS

Zur Minimierung der zu be handelnden Wassermengen (von Dachflachen) kommen
zusatzlich zu Dachbegrinungen der Uberlauf der Zisternen und Brauchwassernut-
zung in Frage. Kombinationen dieser Mafinahmen mit solchen zur Versickerung
von Oberflachenwasser werden empfohlen.

UBERSCHWEMMUNGSGEFAHR / GELANDEAUFSCHUTTUNG / ABGRABUN-
GEN

Dort wo StralRenverkehrsflachen in Bezug auf die nattrdiche Gelandeoberflache er-
héht hergestellt werden, wird das Auffillen von Privatgrundsticken bis auf Stra-
Renniveau empfohlen. Diese MaRnahme dient der Senkung des Risikos Privater
bei grundsatzlich bestehender Uberschwemm ungsgefahr.

Es wird empfohlen, auf Abgrabungen unter die natirliche Geldndeoberflache zu
verzichten.

GRUNDWASSER/UNTERKELLERUNG

Wegen der Nahe zum Rhein ist im Plangebiet mit einer erhéhten Lage des Grund-
wasserspiegels zu rechnen. Aus diesem Grund wird empfohlen, die neu zu errich-
tenden Gebaude nicht zu unterkellern. Ist dennoch eine Unterkellerung vorgese-
hen, sollten entsprechende SchutzmalRnahmen ergriffen werden (z.B. weile Wan-
ne).

Zur Minimierung der zu be handelnden Wassermengen (von Dachflachen) kommen
zusatzlich zu Dachbegrinungen der Uberlauf der Zisternen und Brauchwassernut-
zung in Frage. Kombinationen dieser Malinah men mit solchen zur Versickerung
von Oberflachenwasser werden empfohlen.

Die Auftriebssicherheit ist zu gewahrleisten. Dies gilt in besonderem MalRe auch flr
die Lagerung wassergefahrdender Stoffe, sofern die individuelle Beheizung mit
Heizdl {Tanks) vorgesehen wird.

Sofern wahrend der Bauphase hohe Grundwasserstadnde auftreten bzw. durch
starke Niederschlage ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten her-
vorgerufen wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfir ist ei-
ne wasserrechtliche Erlaubnis bei der zustdndigen Unteren Wasserbehérde einzu-
holen.

E. ANHANG

Uber die entsprechenden Bestimmungen der planungsrechtlichen Festsetzungen sind
die folgenden Artenlisten Bestandteil des Bebauungsplanes.

Daruber hinaus sind auch weitere standortgerechte Arten als Laubgehélze zulassig.

Qualitdts merkmale fiir Bepflanzungen
Die Bepflanzungen mlussen zumindest folgende Qualitatsmerkmale haben:

Bédume 1. Ordnung: Hochstdmm e mit Stammumfang von mindestens 14 bis 16 cm,

mindestens 3-mal veroflanzt mit Ballen ) )
Béume 2. Ordnung: Hochstamm e mit Stammumfang von mindestens 12 bis 14 cm,

mindestens 3-mal verpflanzt mit Ballen
Heister: GroRe mindestens 100 bis 125 cm, 2-mal verpflanzt mit Ballen
Stréucher: Grélke mindestens 60 bis 100 cm, 2-mal verpflanzt mit Ballen

B&dume 1. Ordnung:

Acer platancides - Spitzahormn
Acer pseudoplatanus - Bergahorn
Fraxinus excelsior - Esche
Quercus robur - Stieleiche
Tilia cordata - Winterlinde

Tilia placphyllos -

Sommerlinde

Hinweis:
Aufgrund ihrer groRen Endwuchshéhe sollten Baume 1. Ordnung nur an Standorten
verwendet werden, die dauerhaft ausreichende Entfaltungsmoglichkeiten bieten.

Arten mit Fruchtfall und erhéhter Windbruchgefahr sollten nicht im StraRenraum und an
den privaten Verkehrsflachen verwen det werden.

Biume 2.0rdnung:

Acer campestre - Feldahorm
Carpinus betulus - Hainbuche
Malus sylvestris - Wildapfel
Prunus avium - Vogelkirsche
Pyrus pyraster - Wildbime

Hinweis:
Arten mit Fruchtfall und erhé hter Windbruchgefahr sollten nicht im Straenraum und an
privaten Verke hrsflachen verwendet werden.

Cornus sanguinea - Hartriegel

Corylus avellana - Haselnuf3

Crataegus monogyna - Weilkdorn

Ligustrum vulgare - Liguster

Lonicera xylosteum - Heckenkirsche

Salix capraea - Salweide

Sambucus nigra - Holunder

Viburnum opulus - Wasserschneeball

Fassadenbegriinung:

Clematis vitalba - Waldrebe (auf sidexponierten Standorten)

Hedera helix - Efeu
Partenocissus tricuspidata -
Polygonum aubertii -
Wisteria sinensis -

{auf nordexponierten Standorten)
Wilder Wein (auf sidexponierten Standorten)
Kletterknéterich (auf sidexponierten Standorter
Blauregen {auf sidexponierten Standorten)

RECHTSGRUNDLAGEN
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(BGBI. | S.132), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013
(BGBI. | S.1548).
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19911 8. 58), geandertdurch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. |
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reinigungen, Gerausche, Erschitterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-
immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17.05.2013 (BGBI. | S. 1274), zuletzt geandert durch Art. 1 des Geset-
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VERFAHRENSVERMERKE

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Gemeinderat der Gemeinde BODENHEIM hat am 02.12.2014 gem.
§ 2 (1) BauGB die Aufstellung dieses Bebauungsplanes im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB beschlossen. Die Bekanntma-

chung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 16.01.2015 mit dem
Hinweis gem. § 13a (3) BauGB.

2. BETEILIGUNG DER BEHORDEN
Die Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden mit
Schreiben vom 21.05.2015 gem. § 4 (2) BauGB iiber die offentliche Aus-
legung unterrichtet und gebeten, eine Stellungnahme bis einschlieBlich
07.07.2015 abzugeben.

3. BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT

Der Gemeinderat der Gemeinde BODENHEIM hat am 11.05.2015. die 6f-
fentliche Auslegung dieses Bebauungsplanes einschlieBlich Textlicher
Festsetzungen und Begriindung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. Del
Beschluss wurde im Amtsblatt vom 29.05.2015 bekannt gemacht mit
dem Hinweis, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vorge-
bracht werden kénnen sowie dem Hinweis auf das Verfahren nach
§ 13a BauGB. Die dffentliche Auslegung erfolgte in der Zeit vom
08.06.2015 bis einschlieRlich 07.07.2015 zu jedermanns Einsicht.

4. PRUFUNG DER ANREGUNGEN AUS DER ANHORUNG TRAGER OF-
FENTLICHER BELANGE UND DER GLEICHZEITIGEN OFFENTLICHEN
AUSLEGUNG gem. § 4 (2) i.v.m. § 3 (2) BauGB

GemaR § 3 (2) BauGB hat der Gemeinderat der Gemeinde BODENHEIM
in seiner Sitzung am 21.07.2015 alle im Rahmen der Auslegung nach
§ 3 (2) BauGB und Einholung der Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGE
vorgebrachten Anregungen gepriift.

5. SATZUNGSBESCHLUSS

Der Gemeinderat der Gemeinde BODENHEIM hat in seiner Sitzung am
21.07.2015 diesen Bebauungsplan gem. § 10 (1) BauGB i.V.m. § 24 Ge-
meindeordnung von Rheinland-Pfalz als Satzung beschlossen.

6. AUSFERTIGUNG
Ausgefertigt:

BODENHEIM, den ................... Gemeinde BODENHEIM

BECKER-THEILIG
Ortsbirgermeister

7. INKRAFTTRETEN

Mit der ortsiiblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses am
terene e e e Mt dem Hinweis auf den Ort, an dem der Bebau-
ungsplan eingesehen werden kann, tritt dieser gem. § 10 (3) BauGB in
Kraft.
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1.

BEGRUNDUNG ZUR 1. ANDERUNG

Auf der gemeindeeigenen Gewerbeflache im westlichen Bereich des GEWER-
BEGEBIETES BURGEL soll auf einer Flache von ca. 1,65 ha die Méglichkeit zur
Ansiedlung von kleinteiligen Gewerbebetrieben geschaffen werden. Um die Nach-
fragen und Nutzungsanspriche interessierter Gewerbetreibender bedienen zu
kénnen ist der Bau einer weiteren ErschlieBungsstraBe erforderlich. Diese soll
von der StraBe LANGE RUTHE nach Sidden abzweigen und als StichstraBe mit
Wendehammer ausgebildet werden.

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes SPORT- UND GEWERBEANLAGE
BURGEL umfasst MaBnahmen der Innenentwicklung. Dementsprechend erfolgt
die Aufstellung im beschleunigten Verfahren gemaB § 13a BauGB. Somit gelten
die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 (2 + 3, Satz 1) BauGB
entsprechend. Dies bedeutet u.a., dass von der Umweltprifung nach § 2 (4)
BauGB und dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen wird.

Der Geltungsbereich der 1. Anderung mit einer Gesamtflache von ca. 1,65 ha um-
fasst in der FLUR 18 die Flurstiicke 56/1, 56/2, 57 tw. und 58 tw.

STADTEBAULICHE ENTWICKLUNG

Angepasst wird fiir den Bereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes die zulas-
sige Bauweise; anstelle von abweichender Bauweise mit nicht begrenzter zulds-
siger Lange der Gebaude wird entsprechend der zukUlnftig kleingliedrigen Nut-
zung die offene Bauweise zugelassen. Die maximal zuldssige Zahl der Vollge-
schosse wird nicht mehr festgesetzt. Mit einer Reduzierung der zulassigen First-
héhe von derzeit 15,0 m auf 12,5 m wird der kleinteiligen stadtebaulichen Struktur
Rechnung getragen und zudem ein gestufter Ubergang zu den vorhandenen Ge-
baudekubaturen im Westen (Verbrauchermarkte) erreicht.

Erhéht wird die zuldssige GRZ von 0,6 auf 0,8. Der insgesamt zulassige Versie-
gelungsgrad bleibt aber unveréndert, da sowohl bei einer GRZ von 0,6 als auch
bei einer GRZ von 0,8 die maximale Uberbaubarkeit mit Haupt- und Nebenanla-
gen bei 80 % liegt. Die Erhéhung wird vorgenommen, da so fir die Bebaubarkeit
mit Hauptgebauden ein Ausgleich fir die Reduzierung der Bauflachen, die die
BezugsgrdBe zur Berechnung der GRZ darstellen, zugunsten der Ausweisung
von Privaten Grinflachen erfolgt.

ERSCHLIESSUNG

Erschlossen wird das zukiinftige Gewerbegebiet fiir kleine Betriebe durch eine
StichstraBe mit Wendehammer. Um den Verkehrsfluss auf der Haupterschlie-
BungsstraBe LANGE RUTHE nicht unnétig zu behindern, wird die ErschlieBung
der Baugrundsticke von Norden her durch Festsetzung von ,Bereichen ohne Ein-
und Ausfahrten® ausgeschlossen.

(AW/MM) Begr-5103-GP
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Die StraBenverkehrsflache der StichstraBBe mit einer Gesamtbreite von 11 m er-

maoglicht eine Fahrbahnbreite von 6 m, beidseitig 1,50 m breiten Gehwege sowie
einseitig einen 2 m breiten, begriinten Versickerungsstreifen. Weitere 6ffentliche
Stellplatze werden nicht ausgewiesen. Der Nachweis der privaten Stellplatze er-
folgt mit dem Bauantrag au den Privatgrundsticken.

ENTWASSERUNGS-/GRUNKONZEPT

Das Entwéasserungskonzept ist das Schmutzwasser betreffend inhaltlich mit dem
Wirtschaftsbetrieb Mainz, das Niederschlagswasser betreffend mit der SGD Siid
abgestimmt. Das Schmutzwasser wird der Klaranlage der Stadt Mainz zugeflhrt.
Das private Niederschlagswasser wird auf den Baugrundstticken versickert. Zu-
lassig ist die Versickerung auch auf den Grinflachen. Das StraBenwasser wird in
seitlichen Mulden, die innerhalb der festgesetzten StraBenverkehrsflache einseitig
zwischen Fahrbahn und Gehweg angeordnet werden, versickert. Zur Erhéhung
der Versickerungsleistung erfolgt in den Mulden ein Bodenaustausch. Erforderli-
che wasserrechtliche Antrage werden im Zuge der ErschlieBungsplanung gestellt.

Die siidwestlich des Geltungsbereichs vorhandene Versickerungsmulde parallel
zur Béschung entlang der L 413 mit lockerem Strauchbestand und einigen Bau-
men ist sinngeman im urspriinglichen Bebauungsplan als ,mit Gehélzen zu be-
pflanzender Retentionsraum® festgesetzt. Diese Festsetzung wird mit der 1. Ande-
rung tbernommen. Die Ausweisung der Flache erfolgt aber zugleich als Offentli-
che Grinflache, um so die Funktionen flir den Wasserhaushalt und die eingri-
nende Wirkung sicherstellen zu kénnen. Auch der Abstand zwischen L 413 und
stdlicher Baugrenze bleibt unverandert und nimmt so weiterhin die Baufluchten
westlich und 6stlich des Geltungsbereichs der 1. Anderung des Bebauungsplanes
auf.

Im Wirtschaftsweg Flst.-Nr. 151/6 liegen Strom-, Trinkwasser- und Gasleitungen,
Ostlich parallel zum Wirtschaftsweg eine Abwasser-Druckleitung. Unter Bertick-
sichtigung der erforderlichen Leitungsschutzstreifen wird deshalb ein 4 m breiter
Gelandestreifen parallel zum Wirtschaftsweg von Bebauung freigehalten und mit
einem Leitungsrecht zugunsten des Wirtschaftsbetriebes Mainz versehen. In Ab-
stimmung mit dem Wirtschaftsbetrieb darf dieser Streifen zur Muldenversickerung
von Niederschlagswasser der Gewerbegrundstiicke genutzt werden. Auch eine
Einzaunung des Gelandestreifens ist zulassig. Allerdings miissen Schachtdeckel
vom benachbarten Wirtschaftsweg aus frei zuganglich bleiben. Einzdunungen
mussen von der Mitte der Schachtdeckel einen Mindestabstand von 2 m einhal-
ten.

Entlang der Ostgrenze des Geltungsbereichs der 1. Anderung des Bebauungs-
planes wird eine weitere Private Grinflache mit einer zu pflanzenden Baumreihe
ausgewiesen, die der Eingriinung der im urspringlichen Bebauungsplan zul&ssi-
gen groBvolumigen Gewerbebauung dient und auch dieser Bebauung zugeordnet
werden soll. Aus diesem Grund ist die Achse der Baumreihe auBermittig mit ei-
nem Abstand von 3 m zum &stlichen Gewerbegebiet aber 5 m zu den westlichen
Baugrundstiicken festgesetzt.

(AW/MM) Begr-5103-GP
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GULTIGKEIT DER FESTSETZUNGEN DES URSPRUNGLICHEN BEBAU-
UNGSPLANES

Die weiteren planungsrechtlichen Festsetzungen, bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften, Hinweise und Empfehlungen des urspriinglichen Bebauungsplanes be-
halten weiterhin ihre Giltigkeit.

FLACHENBILANZ

Die zukiinftigen Flachennutzungen im Bereich der 1. Anderung teilen sich wie folgt auf:

FLACHENNUTZUNG TEILFLACHE | GESAMTFLACHE | ANTEIL
GEWERBEGEBIET 11.805 m?2 72,2%
- Uberbaubare Fldchen (GRZ 0,8) 9.445 m?
- nicht tiberbaubare Flachen (GRZ 0,2) 2.360 m?
OFFENTLICHE VERKEHRSFLACHEN 1.765 m?2 10,8%
- StraBenverkehrsfldchen 1.670 m2
- Verkehrsgriin 95 m?
OFFENTLICHE GRUNFLACHEN 1.055 m?2 6,5%
- Retentionsraum 1.055 m?
PRIVATE GRUNFLACHEN 1.720 m2 10,5%
- Baumreihe 1.145 m?
- Extensive Wiese 575 m?
GESAMTSUMME 16.345 m2 100,0%

EINGRIFFSREGELUNG

GemaB § 13 a (2) Nr. 4 BauGB gelten bei Bebauungsplanen, die im beschleunig-
ten Verfahren aufgestellt werden, die Eingriffe im Sinne des § 1 a (3) Satz 5
BauGB vor der planerischen Entscheidung als zuldssig. Ein Ausgleich der Eingrif-
fe ist daher nicht erforderlich. Keine Aussage trifft der § 13 a BauGB zur Vermei-
dung von Eingriffen. Dieser Aspekt ist jedoch auch bei den im beschleunigten
Verfahren aufgestellten Bebauungsplanen zu berlcksichtigen, um die Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege in die Abwagung nach § 1 (6)
BauGB einzubeziehen.

Die im Umweltbericht aufgefihrten landespflegerischen VermeidungsmaBnahmen

gelten auch fiir die 1. Anderung des Bebauungsplanes. Der Umweltbericht ist Be-
standteil der Begrindung des urspriinglichen Bebauungsplanes.

(AW/MM) Begr-5103-GP
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Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes ist auf der einen Seite eine zusétzlich
zulassige Flachenversiegelung verbunden. Die zusatzliche ErschlieBungsstraBe
ersetzt bisher ausgewiesenes Gewerbegebiet. Wahrend im Gewerbegebiet die
maximal zuldssige Versiegelung/Uberbauung unter Berticksichtigung des § 19
BauNVO bei einer GRZ von 0,8 liegt, ist mit der StraBe eine Vollversiegelung ver-
bunden, ausgenommen die Versickerungsmulden. Dies bedeutet eine zusatzliche
Flachenversieglung von ca. 280 m? (= ca. 1.400 m? StraBenflache x 20 %).

Auf der anderen Seite erfolgt durch die Festsetzung der Privaten Grinflachen an-
stelle der bisher festgesetzten Bauflachen mit einer GesamtgrdBe von 1.720 m?2
eine Aufwertung gegeniber Festsetzungen des urspriinglichen Bebauungspla-
nes. Urspriinglich durften hier ca. 1.375 m? (= 1.720 m?2 x GRZ 0,8 unter Berlick-
sichtigung von § 19 BauNVO) versiegelt werden.

In der Summe reduziert sich innerhalb des Geltungsbereichs der 1. Anderung die
zulassige Versiegelung um ca. 1.095 m? (1.375 m2 — 280 m?2).

Zugleich ist auf den Privaten Grinflachen die extensive Nutzung und Pflege fest-

gesetzt. Somit erhéht sich aus Sicht des Naturschutzes die Qualitat der Flachen
gegenuber der urspringlichen Festsetzung von nicht Gberbaubaren Flachen.

Wiesbaden, den 14.08.2015 i /

Merkel

(AW/MM) Begr-5103-GP



	Endfassung Plan
	Endfassung Begründung

